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Halle a. S., Dienstag den 14. Juni 1892. 3. Jahr.

W FArbeiter! Genoſſen! Denkt an den Wopkott! Meidet das hieſige VBier!

Unkenntnis der Geſetze?
ſk. Dieſe Unkenntnis ſchützt bekanntlich den einfältigſten

Laien nicht vor Verhängung harter Strafen Wenn nun
bei der Auslegung eines Geſetzes Paragraphen die Anſichten
zweier Rechtsgelehrten, zweier rechtswiſſenſchaftlicher Autori-
täten, zweier Gerichtshöfe in einer Frage, die über Leib und
Leben, Glück und Freiheit der Staatsbürger entſcheidet, ein
ander in ganz unvereinbarer Weiſe gegenüberſtehen, ſo darf
man billig fragen: Wer kennt die Geſetze überhaupt, wohin
hat uns die Klaſſengeſetzgebung im Laufe der Zeiten ge
führt, was iſt Recht?

Unlösbare Widerſprüche türmen ſich da ſogar in den Reihen
der Eingeweihten der Rechtsmyſterien auf. Wir erleben der
gleichen täglich und wollen dieſe Behauptung an einem hand
greiflichen Beiſpiele verdeutlichen, um den erforderlichen Be
weis dafür zu erbringen.
Es handelt ſich dabei um die Jmmunität und den damit
in Verbindung ſtehenden Verjährungseinwand von Mit
gliedern des Deutſchen Reichstages

Am 5. Juli dieſes Jahres ſoll ein Hauptſtrafverfahren
vor dem Landgericht Breslau wider den Abgeordneten Fritz
Kunert eröffnet werden, weil derſelbe hinreichend verdächtig
erſcheint, am 5. Oktober 1890 eine Strafthat durch die
Preſſe begangen zu haben. Der Verjährungseinwand des
Angeklagten iſt nach dem landgerichtlichen Beſchluß nicht als
durchgreifend erachtet worden. Unter den Vorausſetzungen
n 68 des Str. G. B. ſei die Verjährungsfriſt unter

rochen.

In dem Beſchluſſe wird dann weiter ausgeführt, daß es
eine irrige Annahme des Angeklagten ſei, daß jede richter
liche Handlung, die ſich gegen ein Mitglied des Reichstages
richte, während der Legislaturperiode nicht g ſei und un
geeignet erſcheine, die Verjährung der Strafverfolgung zu
unterbrechen. Ferner irre der Angeklagte, wenn er meine,
daß nur ein richterlicherſeits beim Reichstag eingebrachtes
Geſuch um Genehmigung der Strafverfolgung die Wirkung
der Unterbrechung der Verjährung habe. Der Zweck des
Artikels 31 der Reichsverfaſſung ſei der, daß verhütet werde,
daß Reichstagsabgeordnete in der Ausübung ihres Mandats
behindert werden. Zu dieſer Behinderung gehöre die Ge
nehmigung des Reichstages. Die Verfaſſung verbiete alſo
nur, daß ohne des Reichstages Genehmigung ein Abgeord-
neier in Strafſachen vor Gericht geſtellt werde. Keines-
wegs aber ſage der Artikel 31, daß ohne Genehmigung des
Reichstages eine Straſverfolgung überhaupt ausgeſchloſſen
ſei. Auch ſeien durch den Artikel 31 die 88 7--21 der
Strafprozeßordnung über Zuſtändigkeit und Gerichtsſtano,
ſowie Artikel 7 der preußiſchen Verfaſſung nicht aufgehoben.
Artikel 7 betone ausdrücklich: Niemand darf ſeinem
geſetzlichen Richter entzogen werden. Den Reichs
tagsmitgliedern ſei kein Freibrief zur Verübung von Straf-
thaten gewährt. Unſtatthaſt ſei eine Ausdehnung der Be
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ſtimmung der Verfaſſung über den Sinn des Geſetzes hinaus.
Auch das Reichsgericht ziehe derartige Konſequenzen nicht.
Das zeigt das Urteil vom 25. Februar 1892, das der
dritte Strafſenat fällte. Dieſes Urteil zeige doch lediglich
nur, was unter dem Ausdruck „Sitzungsperiode“ zu ver
ſtehen ſei. Gelegentlich wird dabei allerdings erwähnt, daß
die Verjährung der Strafverfolgung auch während der Ver
tagung wirkſam wird; aber es wird dabei nicht ausgedrückt,
daß die Verjährung nicht während der „Seſſion“ gemäß
8 69 des Str.G.B. unterbrochen werden kann, oder
daß nur das richterliche Erſuchen an den Reichstag zur
Unterbrechung der Verjährung am Platze ſei. Kurz, es liegt
kein Grund vor, richterlichen Handlungen in ſolchen Straf
ſachen ſoweit ſie zwar die ſpätere Strafverfolgung
zum Gegenſtande haben, ſich jedoch während der Seſſions-
dauer nicht unmittelbar gegen das Reichstagsmitglied richten

die Rechtswirkſamkeit zu beſtreiten. Dazu komme, daß
richterliche Handlungen mit voller Rechtswirkſamkeit vorzu
nehmen ſind, zu einer Zeit, in der ein formelles Strafver
fahren mangels einer Vorbedingung noch nicht zuläſſig iſt.
Dies zeigen die 88 127-—-130 der Str. Pr. O.

Jm vorliegenden Falle ſind wiederholt vom Richter gegen
den Angeklagten Handlungen vorgenommen, (darunter auch
eine Hausſuchung nach dem Manuſkript der „Schleſiſchen
Marſeillaiſe“! D. R.) und zwar mit der ſehr erkennbaren
Abſicht der Verfolgung desſelben. So ſei auch der
Metteur St. als Zeuge vernommen worden. Das wäre eine
der gegen den Angeklagten gerichteten richterlichen Handlungen
geweſen. Weitere richterliche Handlungen lägen vor, die die
Strafverfolgung des Angeklagten zu ermöglichen hätten. Dieſe
e gingen aus der Abſicht hervor, die Verjährung
zu unterbrechen. Solche Handlungen wären nun nicht zum
Schein vorgenommen es habe z. B. im Jntereſſe der Straf-
verfolgungsbehörde gelegen den jeweiligen Aufenthaltsort
(mit freundlicher Hilfsbereitſchaft des Breslauer Polizei
präſidiums! D. R.) zu kennen. Zu dieſem Zwecke wurde
auch die Hilfe des Richters gebraucht und gewährt, womit
abermals richterliche Handlungen zur Durchbrechung der
Verjährung nachgewieſen ſind.

Aus dieſen Gründen des Beſchluſſes und unter Berück-
ſichtigung des Umſtandes, daß die „Schleſiſche Marſeillaiſe“
verſchiedene Klaſſen der Bevölkerung in einer den Frieden
gefährdenden Weiſe zu Gewaltthät;gkeiten gegen einander öffent
lich in der Nummer 40 der „Schleſ. Nachr.“ anreizt, iſt die
Eröffnung des Hauptverfahrens in dieſer Sache unter Ver
werfung des Verjährungseinwandes des Angeklagten in Aus
ſicht genommen worden.

Der langen Rede kurzer Sinn iſt der: Das Verfahren
wider den betreffenden Abgeordneten wird in Breslau er
per von Verjährung der Sache kann abſolut keine Rede
ein.

Und nun ein anderer Fall aus Hannover und Ccelle.
Nehmen wir gleich das Reſumee vorweg! Es lautet: Das

Verfahren wider den und den Abgeordneten wird eingefſtellt;
denn in der betreffenden Strafſache iſt zweifellos Verjährung
eingetreten.

Der zweite Fall iſt nämlich der folgende:
Gegen den Abgeordneten Wurm ſchwebten Anklagen wegen

Preßvergehen, die gegen ihn von der Staatsanwaltſchaft zu
Hannover 1890 erhoben waren. Mit Ende Mai dieſes
Jahres gingen nun dem Angeklagten zwei Beſchlüſſe des
Landgerichts zu, durch welche das Verfahren ein
geſtellt wird, weil Artikel 31 der Reichsverfaſſung keine
rechtskräftige Einleitung des Verfahrens gegen den Ange-
klagten als Reichstagsabgeordneter zuläßt.

Das Landgericht zu Hannover lehnte den Antrag des
Staatsanwaltes ab, belaſtete die Staatskaſſe mit den be
treffenden Koſten und ſtellte das Verfahren ein.

Die hierfür angeführten Gründe, die das Gegenſtück zu
der Breslauer Begründung ſind, haben den nachſtehenden
Wortlaut

„Die auf Artikel 31 der Reichsverfaſſung beruhende Un
zuläſſigkeit der der Genehmigung des Reichstages entbehren-
den ſtrafrechtlichen Verſolgung eines Reichstagsmitgliedes auch
während einer Reichstagsvertagung iſt in dem diesſeitigen
Beſchluß vom 16. Mai 1891 in der Strafſache gegen den
Angeſchuldigten IJ 607/90 ausgeführt, ſpäter auch vom
Reichsgericht anerkannt.

Die Unzuläſſigkeit dieſer ſtrafrechtlichen Verfolgung ſchließt
unterſchiedslos die Unzuläſſigkeit und die Wirkungsloſigkeit
jeder in die Reichstageſitzungeperiode einſchließlich der Reichs
tagsvertagungen fallenden richterlichen Handlung in ſich, welche

wegen einer begangenen Strafthat gegen ein Reichstagsmit-
glied gerichtet iſt. Dieſe Wirkungs loſigkeit tritt insbeſondere
auch ein in Anſehung der Unterbrechung der Verjährnng.

Ohlshauſen, Kommentar zum Strafgeſetzbuch S 68,
ote 16.
Die Verjährung aus S 22 des Reichspreßgeſetzes, welcher

die dem Angeklagten in der Anklageſchrift vom 18. November
1890 zur Laſt gelegte Handlung unterliegt, iſt mithin, ſowie
in Hinblick auf die Reichstagsmitgliedſchaft des Angeklagten
durch diejenigen richterlichen Handlungen, welche in vorliegen-
der Sache vor der erſt 1892 eingetretenen Beendigung der
Sitzungsperiode des Reichstages erfolgt ſind, nicht unter
brochen. Auch ein Ruhen der Verjährung während der
Dauer der Unzuläſſigkeit der Strafverfolgung hat in Er
mangelung einer diesbezüglichen Vorſchrift und bei der Un
zuläſſigkeit einer diesbezüglichen Ausdehnung des S 69 Straf
geſetzbuchs (vergl. Ohlshauſen S 69, Anm. 9) micht ſtattge
funden.

Wegen ohne Unterbrechung zur Vollendung gelangter Ver
jährung der Strafverfolgung war deshalb das Verfahren ein
zuſtellen.“

Auf die ſofort erhobenen Beſchwerden der Staatsanwalt-
ſchaft zu Hannover faßte das Oberlandesgericht zu Celle den

n Ravpachol.Humoreske von Pondo.

„Ja, wenn der Ravachol eben nicht der Ravachol wäre,“
wandte ſich der Politiker erklärend an ſeine Mama. „Aber
denke Dir einen Mann, mit fanatiſchem Haß gegen Geſell
ſchaft und Ordnung, von Natur ein räuberiſcher Bluthund
und doch mit feinen Umgangsformen ausgeſtattet; einen
Mann, der jede Rolle mit Geſchick zu ſpielen verſteht, dem
alle denkbaren Verkleidungen, bedeutende Geldmittel zur Ver
fügung ſtehen, der bei allen Anarchiſten und Sozialdemokraten
jederzeit Unterſchlupf findet, und der nun in der harm-
loſeſten Maske in die Wohnung des Richters oder des Polizei
beamten dringt, auf den er es gerade abgeſehen hat, um dort
kaltblütig und erbarmungslos ſeine Bombe zu ſchleudern, von
der Haus und Hof und hunderte von Menſchen in Stücke
zerriſſen werden. Gegen einen ſolchen Mann vermögen menſch-
liche Kräfte nicht aufzukommen. Das Giſt des Anarchismus
muß durch die geſunde Volksſeele ſelbſt überwunden werden;
denn der Anarchismus iſt der böſe Geiſt des neunzehnten
Jahrhunderts.
Benno atmete auf. Er hatte etwas Aehnliches heute morgen
im Leitartikel geleſen und war mit ſeiner Charakteriſierung
Ravachols ſehr zufrieden. Namentlich auch der letzte mehr
allgemeine Satz war entſchieden ſehr ſchön.

Die Landgerichtsrätin ſeufzte tief und ſchwieg. Nach einerWeile aber ant ſie abermals:

„Wie ſagteſt Du, Benno, Du ſprachſt ſpeziell von
Polizeibeamten und

„Und Richtern, allerdings,“ erwiderte Benno, „denn ge
5 dieſen haben die Revolutionäre Tod und Verderben ge

woren.“
mmiſſion „Allmächtiger Gott, mein Roderich,“ rief jetzt die Frau

Landgerichtsrat, die emporgeſprungen war und ihren Mann
umklammert hatte, entſetzt: „Wie ſchrecklich! Welche Gefahr
auch für Dich! Haſt Du nicht ſelbſt neulich der So-
zialdemokrat

„Es iſt ſo, wie Du ſagſt,“ erwioerte leiſe ſtockend der
Landgerichtsrat. Zwei Jahre Geſängnis wegen Verächtlich-
machung von Rechts wegen

Laut ſchluchzend fiel das treue Weib in ihren Seſſel zurück.
Sie verbarg weinend ihr Geſicht in den Händen, und zwiſchen
den Fingern quollen die hellen Thränen hervor.

„Faſſe Dich, Erneſtine,“ verſuchte der Rat zu beruhigen,
und ſeine Stimme zitterte vor innerer Aufregung. „Dulce
et decorum est pro patria mori fürs Vaterland zu
ſterben iſt ſüß und ehrenvoll Er küßte ſeine Frau auf
die Stirn und ging erregt im Zimmer auf und nieder.

Es war jetzt draußen ganz dunkel geworden. Ueber den
Dächern tobte der rauhe Frühlingsſturm, und durch das Ge
mach des Landgerichtsrats wehte es wie Kirchhofmoder und
Todesahnen.

Erſt durch die Worte ſeines Benno war dem Landgerichts
rat die furchtbare, unmittelbare Gefahr, in der ſie ſchwebten,
ſo recht klar zum Bewußtſein gekommen. Ja natürlich, er
als Strafrichter, ſtreng und gerecht, bei den Umſtürzlern ver
haßt wie nur einer, gewiß, gewiß! Er war der erſte,
an dem ſie Rache nah. en. „Und keine Rettung! keine
Rettung! rief er verzweifelnd. Er ſtöhnte.

„O, mein Roderich, wie grauſam, wie furchtbar grauſam!“
ſchluchzte die Rätin mit thränenerſtickter Stimme. „Fünf-
undzwanzig Jahre verheiratet keinem Menſchen etwas zu
Leide gethan, und nun ſollen wir ſterben ſterben

„Ja, Erneſtine, ſierben, vielleicht bald, vielleicht im
nächſten Augenblick! Wir ſitzen auf einem Vulkan!“ Er
trat zitternd ans Fenſter, umklammerte mit beiden Händen
den Riegel und drückte ſeine heiße Stirn gegen den Meſſing

knopf. „Gott, in deine Hände befehle ich meinen Geiſt!“
entrang es ſich ſeinen Lippen

da klingelt es!
Kein Zweifel, es hatte geklingelt.

Nun, man wußte, wer auf der Schwelle ſtand.
Der Gerichtsrat überwindet zuerſt die Verſteinerung. „Rettet

Euch! Rettet Euch!“ ſchreit er, und mit einem Satze iſt
auch ſchon der Politiker im Nebenzimmer verſchwunden. Die

Rätin wollte ihren Gatten nicht verlaſſen. „Geh,
Erneſtine, ich bitte Dich, ich folge Dir ſofort. Rettet Euch
über die Hintertreppe.“

Er wollte hinaus, die Thür verbarrikadieren. Er dachte
an ſeine beiden Schläger, die er voch aus der Studentenzeit
beſaß und die im Schlafzimmer ſtehen er ächzte

er konnte nicht von der Stelle zitternd drohte er
zuſammenzubrechen.

„Eine ſchöne Empfehlung, und der Herr möchten gerne den
Herrn Landgerichtsrat ſprechen er wartet auf dem Korridor;

hier iſt„Unſelige!“ ziſchelte der Landgerichtsrat dem Dienſtmädchen
zu und riß ihm die dargebotene Karte aus der Hand. „Weißt
Du, was Du gethan haſt Draußen ſteht Ravachol!!

„Jotte doch Ravachol mits Dynamite!“ ſchrie ſie auf und
verſchwand kreiſchend und juchend im Nebenzimmer.

Es war zu ſpät!
„Verzeihen Sie, Herr Landgerichtsrat, ich ſtöre wohl. Iſt

ein Unglück paſſiert Kann ich Jhnen vielleicht behilflich ſein
Ravachol ſteht, die Bombe unter dem Arm, in der Thür

und verbeugt ſich.
Dem Landgerichtsrat rieſelte ein kalter Schauder über die

Haut und er fühlie, wie er abwechſelnd rot und weiß wurde.
Mit ſchlotternden Knien ſtand er dem Entſetzlichen gegenüber
und wußte, zitternd und bebend, kaum ein Wort zu erwidern.

Sie ſind ſehr freundlich ſagte er end
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Beſchluß, daß die Beſchwerden zu verwerfen ſeien und die
Stoatgskaſſe die Koſten zu tragen habe.

N.ch einer augsführlichen Darlegung der ganzen Sachlage
hi das Oberlandesgerichtserkenntnis auf die Thätigkeit der
nnoverſchen Staatsanwaltſchaft gegen den Abgeordneten W.

in folgender Weiſe ein:
„Von der Königlichen Staatsanwaltſchaft ſind bei der

Strafkammer IIa des Landgerichts Hannover Anklageſchriften
eingereicht, ad 1, am 19. November 1890, ad 2, am
11. November 1890. Jn beiden Sachen hat die Strafkammer,
ad 1, durch Beſchluß vom 6. November 1890, ad 2, durch
Beſchluß vom 25. November 1890 die Eröffnung des aupt
verfahrens „zur Zeit abgelehnt unter Bezugnahme auf
Art. 31 der Reichsverfaſſung.

Als im Mai 1891 eine Vertagung des Reichstages ein
d war, beantragte die Staatsanwaltſchaft bei der Straf
ammer in beiden Sachen den Fortgang des Verfahrens.

Die Strafkammer lehnte wiederum zur Zeit“ die Eröffnundes Hauptverfahrens ab (ad 1) unter dem 20. Mai (ad 9

unter dem 16. Mai 1891, weil auch während der Vertagung
des Reichstages, bei Fortdauer der Sitzungsperiode, die Straf
verfolgung unzuläſſig ſei.

Jm Oktober 1891 wandte ſich die Staatsanwaltſchaft (in
beiden Sachen) in der ausgeſprochenen Abſicht, daß die Ver
jährung durch eine richterliche Handlung unterbrochen werde,
an das Amtsgericht Hannover mit dem Antrage, von der
Königlichen Polizeidirektion daſelbſt Auskunft darüber einzu
holen, ob der Angeſchuldigte noch Reichstagsabgeordneter ſei.
Das Amtsgericht kam dem Antrage nach und teilte die be
jahende Antwort an die Staatsanwaltſchaft mit.

Dieſelben Maßnahmen wiederholten ſich im April 1892.
S Nachdem dann die Sitzungsperiode des Reichstages ge
ſchloſſen war, beantragte die Staatsanwaltſchaft bei der Straf-
kammer (in beiden Sachen) den Fortgang des Verfahrens.
Die Strafkammer lehnte durch die beiden Beſchlüſſe vom
30. April 1892 die Anträge ab und ſtellte das Verfahren
ein, weil Verjährung der Strafverfolgung eingetreten ſei.“

Hieran reiht ſich die eigentliche Begründung, die ſich zu
ges als eine glänzende Widerlegung der Anſichten des

reslauer Beſchluſſes zeigt, in nachſtehendem Wortlaute an:
„Die gegen dieſe Beſchlüſſe gerichteten Beſchwerden müſſen

für unbegründet erachtet werden. Die ſechsmonatige Ver
jährung der Strafverfolgung iſt abgelaufen und die vorge
nommenen richterlichen Handlungen müſſen für nicht geeignet
zur Unterbrechung der Verjährung erklärt werden.
Es kann dahin geſtellt bleiben, ob dieſe Handlungen, oder
welche davon, ihrem Jnhalte nach überhaupt geeignet waren,
die Verjährung zu unterbrechen (vergl. Entſcheidungen des
Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 21, S. 308). Sie durften
nach Art. 31 der Reichsverfaſſung nicht vorgenommen werden.

Das Reichsgericht hat Entſcheidungen in Strafſachen
Bd. 6, S. 37) ausgeſprochen, daß bei einer nur auf Antrag
verfolgbaren Strafthat die vor Stellung eines gültigen Straf-
antrages bewirkten richterlichen Handlungen (abgeſehen von
den beſonderen Vorſchriften in S 127 Nr. 3 und S 130 der
St.-P.-O.) nicht als ſolche anzuſehen ſind, zu denen richter
liche Zuſtändigkeit überhaupt beſteht und welche zur Unter
brechung der Verjährung nach S 68 des Strafgeſetzbuchs an
ſich tauglich ſind. Dieſe Anſicht iſt zu billigen und auf
richterliche Handlungen, die gegen einen Reichstagsabgeord-
neten während der Sitzungsperiode des Reichstages ohne
deſſen Genehmigung vorgenommen werden, entſprechend anzu
wenden. Auch zu ſolchen Handlungen beſteht richterliche Zu
ſtändigkeit überhaupt nicht; ſie ſind deshalb nicht geeignet
zur Unterbrechung der Verjährung.

Jn die Sitzungeperiode fällt aber auch die Zeit, wäh-
welcher der Reichstag vertagt iſt, einerlei, auf welche

auer.
Da iſt die mit dem 13. September beziehungsweiſe 4. Ok-

tober 1890 begonnene Verjährung der in Frage ſtehenden
Strafthaten vollendet und die Eröffnung des Hauptverfahrens
mit Recht durch die angefochtenen Beſchlüſſe abgelehnt.

Daß die lange Dauer einer Sitzungsperiode des Reichs
tages in Verbindung mit der kurzen Verjährungsfriſt des
S 22 des Preßgeſetzes zu dieſem Ergebniſſe führt, iſt eine
nicht abzuweiſende Konſequenz der beſtehenden geſetzlichen Be
ſtimmungen.“

Wir ſelbſt wollen uns jedes Urteils enthalten, aber
wir möchten darauf noch nachdrücklich verweiſen, daß die
Richter in zwei ganz gleichartigen Fällen ſich auf

lich ſtammelnd und mit zitternder Stimme. Sie ſind
früher gekommen als ich dachte

„Ah, der Herr Landgerichtsrat wußten bereits, daß ich mir
die Ehre geben würde Um ſo beſſer! Darf ich vielleicht
gleich“ er griff nach der Bombe

Der Landgerichtsrat war kreidebleich geworden und zitterte

am ganzen Körper. „O, nein! bitte nein!
noch einen Augenblick Friſt

„Aber ich bitte ſehr! Jch komme doch wohl nicht ganz ge
legen Verzeihen Sie, daß ich ſo ſpät ſtöre, aber ich wolte
Sie doch beſtimmt zu Hauſe treffen.“

„Natürlich, natürlich! das war ja die Hauptſache,“
ſtöhnte der Landgerichtsrat verſtändnisvoll, indem er ſcheue
Blicke nach der Bombe warf, die der andere krampfhaft unter
dem Arm hielt.

Er war mit ſeinem Latein nun vollſtändig zu Ende. Großer
Gott, was ſollte er beginnen in ſeiner Herzensangſt
Jeden Augenblick konnte der Unſelige zur That ſchreiten.

Ach bitte wollen Sie nicht vielleicht
Platz nehmen brachte er ſchließlich zaghaft hervor,

um nur irgend etwas zu ſagen und Zeit zu gewinnen.
Ravachol lächelte verbindlich und ſtellte ſeine Bombe be

utſam auf den Tiſch. „Wenn Sie geſtatten, dann bin ichr frei. Er ſetzte ſich auf den nächſten Stuhl und ſchlug

die Beine übereinander.
Wie ein elektriſcher Schlag zuckte dem Landgerichtsrat ein

Gedanke durch das Hirn. Er richtete ſich, wenn auch immer
noch zitternd, in die Höhe und trat einen Schritt näher. Auf
dem Tiſch ſtand, unbedeckt, das anarchiſtiſche Mordgeſchoß,

mit einem Sprung konnte er es erreichen. „Zum min-
deſten das Leben ſo teuer wie möglich verkaufen murmelte er.

(Schluß folgt.)

die Je r Beſtimmungen, die 88 20und des Pr. G, 68 und 69 des Str. G. B.
R. V. 127--130 der Str. Pr.-O., auf
kenniniſſe u. ſ. w., berufen und doch zu ent
Reſultaten gelarge. Können derartige Vorkomm
das Anſehen der herrſchenyen Rechtspflege fördee n Wir
wollen die Frage offen laſſen; allein die Moral der
veiden Geſchichten liegt nahe genug.

Folitiſche Rundſchau.
Die ſoziale Frage auf dem Lande. Ueber dieſes Kapitel

hielt der bekannte Rechtsanwalt Dr. Suchsland- Halle
auf einem kürzlich in Köſtritz ſtattgehabten „Bauerntag“,
auf welchem 60 Vertreter von 18 Bezirksvereinen (von welchem
Hauptvereine können wir aus unſerer Quelle nicht erſehen)
vertreten waren. Die ſoziale Frage auf dem Lande beſteht
für re Dr. Suchsland in einem zum Teil geradezu
troſtloſen Mangel an ländlichen Arbeitern,
während deren in Städten ganze Scharen nach Brot ſchrieen.
Neben techniſch-materiellen ſeien die Urſachen hierfür auch
geiſtig-kultureller Art: ein leichtfertiges, den Sinnesgenüſſen
ergebenes Geſchlecht ſei herangewachſen und die Auffaſſung,
daß Arbeit den Merſchem adele, ſei gänzlich ge
ſchwunden. Um dem Kontraktbruche zu ſteuern, ſchlägt
er unter anderem vor, 1. daß Arbeitgeber, die anderen Ar
beiter abſpenftig machen, öffentlich gebrandmarkt werden;
2. daß das Geſetz dieſelben erſatzpflichtig mache, wenn ſie
kontraktbrüchige Arbeiter annehmen 3. daß kein Arbeitgeber
einen Arbeiter in Dienſt ſtelle, bevor ihm nicht das Ent-
laſſungszeugnis desſelben vorgelegen hat; 4. daß man dem
Arbeiter das Bewußtſein der Verwerflichkeit und Straffällig
keit des Kontraktbruches beizubringen ſuche und beſtrebt ſei,
auch dem ländlichen Arbeiter ein gewiſſes Standesbewußtſein
einzuflößen; 5. daß der Arbeiternachweis umgeſtaltet und in
moraliſchere Bahnen geführt werde.

Das ſind ja köſtliche Mittel, die da angewandt werden
ſollen, um den Arbeitern die Auffaſſung, daß Arbeit den
Menſchen adele, wieder beizubringen. Am beſten würde dies
wohl erreicht werden, wenn die Herren Agrarier, ſtatt in der
Stadt in aller möglicher und unmöglicher Weiſe die Zeit
totzuſchlagen und das Geld durchzubringen, ſelbſt mit zu
griffen und das auf dieſe Weiſe erſparte Geld ihren Arbeitern
in Geſtalt von anſtändigen Löhnen zukommen ließen, und
dann allerdings ihren Arbeitsnachweis etwas moraliſcher
geſtalteten. Sie würden dann Arbeiter haben, viel mehr als
ſie brauchten und der Kontraktbruch vorausgeſetzt, daß
die Leute anſtändig behandelt würden, was heutzutage durch
aus nicht der Fall iſt würde von ſelbſt verſchwinden.

Geldſammlungen und Eintrittsgeld in öffentlichen
Verſammlungen. Der „Reichs-Anzeiger“ ſchreibt heute:

Anläßlich eines Erkenntniſſes des kgl. Kammergerichts
hatte ſich der Miniſter des Jnnern in einem Erlaß vom
30. Oktober v. J. dahin ausgeſprochen, daß, falls im Jnter
eſſe der öffentiichen Ordnung ein Bedürfyis vorliegen ſollte,
die Veranſtaltung von Geldſammlungen und die Erhebung
eines Eintrittsgeldes von unbeſtimmter Höhe in öffentlichen
Verſammlungen von ortspolizeilicher Genehmigung abhängig
zu machen, dies durch den Erlaß von Polizei Perordnungen
erreicht werden könne. Neuerdings hat das kgl. Kammer-
gericht, entgegen dem in dem vorgebrachten Erkenntniſſe
ausgeſprochenen Grundſatze, dahin entſchieden, daß derarti
gen Polizei-Verordnungen, welche das Erheben
oder Einſammeln von Geldbeträgen bei öffentlichen
Verſammlungen ohne Genehmigung der Orts-Polizei-
behörde bei Strafe verbieten, die Rechtsgültigkeit zu
verſagen ſei. Demgemäß ſind die kgl. Regierungs Präſi
denten und der kgl. Polizeipräſident von Berlin von dem
Miniſter in einem Erlaß vom 10. März erſucht worden,
geeignetenfalls das Erforderliche zu verfügen.

Eine bemerkenswerte Entſcheidung fällte in einer
Streikſache das Landgericht II zu Berlin. Der Hand
ſchuhmacher H. hatte während des vorjährigen Handſchuh
macherStreikes in Friedrichshagen einen Gaſtwirt zur Bei
ſteuer für die Ausſtändigen aufgefordert und von dieſem zu
dem Zweck 1 M. gegen Aushändigung von zehn Bons er
halten. Hierauf erhielt H. ein auf drei Tage Haft lauten
des Strafmandat „wegen Betteln“, wogegen er richterliche
Entſcheidung beantragte. Das Schöffengericht zu Köpenick
beſtätigte das Strafmandat. Auf die Berufung des Ver
urteilten erfolgte vom Landgericht II Freiſprechung unter
folgender Begründung: „Betteln ſei die Jnanſpruchnahme
der Mildthätigkeit der Mitmenſchen zum eigenen Lebensunter
halt, hierzu habe der Angeklagte den erhaltenen Beitrag nicht
verwendet. Sammeln liege auch nicht vor; denn dasſelbe
heiße ein Sammeln von Haus zu Haus. Daß dies der
Angeklagte gethan habe, ſei nicht erwieſen, denn es ſtehe nur
der einzige Fall mit dem Gaſtwirt K. feſt. Die dem An
geklagten erwachſenen notwendigen Auslagen habe der Ge
richtshof der Staatskaſſe nicht auferlegt, da immerhin die
Anklage nicht ohne Grund erhoben ſei.“

Zu derſelben Zeit, als in Kiel die Zuſammen-
kunft des deutſchen Kaiſers mit dem Zaren
ſtattfand, kam aus Rußland die Nachricht, daß abermals

Deutſche aus dem Reiche des Selbſtherr-
chers in brutalſter Weiſe vertrieben „ausgewieſen“,

wie der büreaukratiſche Ausdruck lautet worden ſind.
Sie mußten ihr Beſitztum verſchleudern, um nur möglichſt
ſchnell aus dem Bereiche der infamen ruſſiſchen Gewalt zu
kommen. Verarmt betreten ſie den Boden des deutſchen
Vaterlandes. Ein Kommentar iſt überflüſſig.

Der „Unabhängige“ Richard Baginski, der vor einigen
Monaten nach Amerika gegangen iſt, hat ſich daſelbſt den
Anarchiſten angeſchloſſen. Baginski ſchreibt für Hans Moſts
„Freiheit“ und ſchimpft weidlich auf die „korrumpierte“ deutſche
Sozialdemokratie. Laſſen wir ihm ſein Vergnügen.

Ein neuer unabhängiger Verein. Der vor einiger
Zeit wegen unehrenhafter Handlungen aus dem

ſozialdemokrati Verein Frankfurt a. M. aus
geſchloſſene Steindrucker Bertram hat ſich zu den Un

b hä h elbe beri 10. Juni einem ſag W behufs
eines unabhängi ein. einem ReferatVertram u. bat die e ine

ismus nicht zuräck-r ſelbſt vor dem Anar
chreckten. Die Verſammlung nahm darauf 24 gegen

9 Stimmen folgende Reſolution an: Die Verſammlung er
klärt ſich mit den Ausführungen des Referenten einverſtanden;
ſie ſieht in der heutigen ſozialdemokratiſchen Partei nicht mehr
die Vertretung der arbeitenden Klaſſe und gründet daher den

unabhängiger Sozialiſten auf rein ſozialrevolutionärem
oden.“
Von Leuten wie dieſem Bertram, der aus der ſozialdemo-

kratiſchen Partei ausgeſchloſſen werden mußte, klingt es
ſchnurrig, wenn ſie in der ſozialdemokratiſchen Partei nicht
die Vertretung der arbeitenden Klaſſe ſehen.

Autiſemitiſche Wahrheitsliebe. Aus Hartha in Sachſen
wird dem „Vorwärts“ geſchrieben.

Küczlich hielt der konſervative Reichstags Abgeordnete Dr.
Mehnert aus Dresden in unſerem Nachbarorte Geringswalde
einen Vortrag, bei welchem er beſonders die ſoziale und
Judenfrage behandelte. Bei letzterer bemerkte der Redner,
wie unſer hieſiges Amtsblatt mitteilte: die Gemeinde Wild
bad habe des großen Juden Rothſchilds wegen während
ſeines BadeAufenthaltes daſelbſt das chriſtliche Glockengeläute
eingeſtellt, um denſelben nicht im Schlafe zu ſtören. Auf
meine am 28. Mai an den Kirchenvorſtand zu Wildbad dies
bezüglich gerichtete Anfrage erhielt ich nun vom dortigen
evangeliſchen Stadt-Pfarramt folgende Antwort:

„Auf Vorſtehendes beehre ich mich ergebenſt zu erwidern,
daß mit der von Jhnen berührten Angelegenheit die kirch-
liche Ortsbehörde von hier nichts zu thun hatte, daß aber
während Rothſchilds Bade Aufenthalt dahier das chriſtliche
Glockengeläute nicht eingeſtellt worden iſt.

Wildbad, den 30. Mai 18892.
Hochachtungsvoll

Evangeliſches Stadt-Pfarramt.
gez. Glauner.“

Derſelbe Herr Mehnert hat in ſeiner Rede die Sozialdemo-
kratie der Lügenhaftigkeit geziehen. Deun ſieht, es iſt die
alte Geſchichte. Wenn einer geſtohlen hat und will einen

rer Räckzug antreten, ſo ſchreit er überlaut: Haltet
en Dieb!

Auch eine antiſemitiſche Größe. Der Führer der
Antiſemiten in Darmſt adt, Herr Adolf Theiß, hatte
ſich dieſer Tage vor dem dortigen Gerichte wegen Beleidi
gung zu verantworten. Dabei wurde bekannt, daß beſagter
Theiß ſchon öfter wegen Beleidigung beſtraft iſt, auch hat
er vor einigen Jahren eine Gefängnisſtrafe verbüßt wegen
ſtrafbacen Eigennutzes, den er dadurch beging, daß er ſeiner
Frau die ſchuldige Alimentation zu entziehen ſuchte, indem
er ſeine geſamten pfändbaren Habſeligkeiten an eine nahe
Verwandte veräußerte. Vielleicht hat er ſich hierdurch die
Qualifikation zur Fährerrolle innerhalb des Antiſemitismus
erworben!

Sie ſind überall dieſelben!
ſchreibt:

„Eine Skandalaffaire allerſchlimmſter Art erregt in den
Kreiſen unſerer Waſſerſportsmänner Aufſehen. Seit einiger
Zeit fiel es den Anwohnern Müggelſees auf, daß ein dort
ankerndes Segelboot, das einem Berliner Kaufmann gehört,
häufig nächtliche Fahrten unternahm und daß ſich dann in
einiger Entfernung von dem Lande auf dem Fahrzeug ein
ohrenbetäubender Lärm erhob, der die ganze Nacht andauerte.
Ueber das Treiben auf dem Segelboot wurde vieles ge
munkelt und ſo gelangte die Angelegenheit auch zur Kennt-
nisnahme der Köpenicker Behörde. Ende voriger Woche, als
die Yacht gegen 11 Uhr nachts auf den See hinausfuhr,
nahm ein Köpenicker Gendarm ein kleines Boot und ließ ſich
unbemerkt an das größere Fahrzeug heranrudern. Es ge-
lang dem Beamten, an Bord des letzteren zu kommen und
hier fand derſelbe die Paſſagiere der acht in
Stellungen und Handlungen vor, die ihn ſofort
veranlaßten, vier männliche Perſonen zu ver-
haften und zwar wegen groben Verſtoßes wider
die Sittlichkeit. Die Teilnehmer an den nächtlichen
Orgien ſollen durchweg Berliner ſein.“

r ſind es wieder Angehörige der ſogenannten „ge
bildeten* Kreiſe geweſen, die nie fertig werden, über die zu

Sittenroheit der arbeitenden Bevölkerung ſich zu
ereifern.

Die „Berliner Volksztg.

Der internationale Bergarbeiter- Kongreß in Lon
don brachte am Sonnabend ſeine Arbeiten zum Abſchluß.
Betreffs eines allgemeinen internationalen Berg-
arbeiter ausſtandes ſprach der Kongreß die Anſicht aus,
„daß ein ſolcher allerſeits erörtert werden ſollte, und daß
gute Urſache vorhanden ſei, Vorkehrungen für deſſen Ver-
wirklichung zu treffen, wenn die parlamentariſchen Mittel
nicht das Ecgebnis haben ſollten, einen achtſtündigen Ar
beitstag zu gewähren.“ Der nächſtjährige Kongreß wird in
Brüſſel ſtattfinden.

Der italieniſche Fürſt Odescalchi erhielt einen Brief,
unterzeichnet mit „Die Todesgruppe der Dynamitarden“,
worin er aufgefordert wird, eine Million Lire an einem be
ſtimmten Orte zu hinterlegen. Die Polizei hinterlegte ein
Packet und nahm daſelbſt zwei mit Revolvern bewaffnete Jn
dividuen feſt. Die Verhafteten ſind Anſtreicher, 19 und
20 Jahre alt und mehrfach vorbeſtraft wegen Teilnahme an
Arbeiterunruhen; ſie bekannten ſich als unverſöhnliche Anar-
chiſten und erklärten, ihre Komplizen würden das Palais
Odescalchi in die Luft ſprengen. Wie wir ſehen, be
nutzen die Spitzbuben aller Länder den Anarchiſtenſchreck als
ein willkommenes und zeitgemäßes Förderungsmittel ihrer
Erwerbsbemühungen. Die Geſellſchaft drängt dieſe unter
nehmenden Herren ſelbſt auf ſolche Pfade. Man mag ſich
bei denen bedanken, welche den anarchiſtiſchen Beſtrebungen
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Zur Präſidentenwahl in Nordamerika. Alle vier
am zweiten Sonntag im November, müſſen verfa e

emäß in den Vereinigten Staaten von r
dent und der

kommenden November finden Wahlen wieder ſtatt. Es
treten auch diesmal wie ſonſt im Monat Juni die Vertrauens
männer der beiden großen politiſchen Parteien der nord-
amerikaniſchen Republik, der Republikaner und der Demo
kraten, in zwei weit von einander gelegenen Städten zur
Nominierung ihrer Kandidaten und zur Aufſtellung ihres
Programms zuſammen.

Die republikaniſche Vertrauensmänner Verſammlung, die
republikaniſche Nationalkonvention iſt bereits am ſiebenten
dieſes Monats in Minneapolis zuſammengetreten und hat
nach den eingegangenen Nachrichten den bisherigen Präſi
denten Benjamin Harriſon zum Präſidentſchaftstandidaten,
und Whitelaw Reid zum Vizepräſidentſchaftskandidaten er
nannt. Bei der erſten Abſtimmung erhielten Harriſon 535,
Mac Kinley und Blaine je 182, Reid vier und Lincoln eine
Stimme. Auf Vorſchlag Mac Kinleys wurde ſodann Harri
ſon einſtimmig als Kandidat nominiert.

Wider Erwarten iſt Harriſon mit einer anſehnlichen Mehr
heit bei der erſten Abſtimmung Sieger geweſen. Für ihn
ſpricht freilich, daß er als Nachkomme eines der hervor
ragendften Freiheitskämpfer, ſowie eines früheren Präſidenten
einen hiſtoriſchen Namen in die Wagſchale zu werfen hat und
das Anſehen als gegenwärtiger Präſident genießt.

Der Staatsſekretär Blaine hat eine empfiadliche Nieder
lage erlitten, die um ſo ſchmerzhafter für ihn ſein muß, als
er bereits vor acht und vier Jahren vergeblich nach dem
Weißen Hauſe zu Waſhington zu kommen trachtete, und ſich
während ſeiner Vizepräſidentſchaft in der That alle erdenk
liche Mühe gegeben hat, endlich zum Ziele zu gelangen.
Blaine legte ſogar, um beſſer für ſeine Kandidatur wirken
zu können, kürzlich ſein Staatsſekretariat nieder.

Die demokratiſche NationalKonvention tritt am 21. d. M.
in Chicago zur Beratung und Namhaftmachung ihrer Kan
didaten zuſammen.

dameri
räſident gewählt werden. Jm

Reichstags- Abgeordneter Arthur Stadt
hagen hatte ſich geſtern vor der Strafkammer des Land
gerichts Berlin II wegen angeblichen Hausfriedensbruchs
und zweier Beleidigungen des Bürgermeiſters Wagner zu
Liebenwalde zu verantworten. Dieſe Miſſethaten ſollen wäh-
rend der Wahlzeit, am 9. und 14. Februar 1890, dadurch
verübt ſein, daß Stadthagen in einer Wählerverſammlung der
Aufforderung des Vorſitzenden (der ihm das Wort ver
weigerte), das Lokal zu verlaſſen, nicht folgte, und daß er
wiederholt davon geſprochen hat, er werde wegen ſeiner dann
gewaltſam auf Anordnung des Bürgermeiſters durch einen
Gendarm erfolgten Entfernung aus dem Saal wegen Amts
mißbrauchs gegen den Bürgermeiſter vorgehen. Diesbezüg
lich iſt auch vor länger als 2 Jahren Strafanzeige gegen den
Bürgermeiſter Wagger von Stadthagen erſtattet; hierauf
aber Beſcheid noch nicht ergangen. Der Staatsanwalt be
antragte wegen Hausfriedensbruchs auf 4 Wochen und wegen
jeder Beleidigung auf je 2 Wochen Gefängnis zu erkennen.
Der Gerichtshof ſprach Stadthagen wegen des Hausfriedens-
bruchs frei, legte vie diesbezüglichen Koſten der Staatskaſſe auf,
verurteilte ihn aber wegen der Beleidigungen zu insgeſamt
300 M. Geldſtrafe. Reviſion iſt eingelegt. Die Verhand
lung dauerte drei Stunden.

Dieſer Tage ſtand der Redakteur des Altenburger
„Wähler“, Genoſſe Vogenitz, vor dem Schöffengerichte zu
Altenburg wegen Beleidigung der Polizei. Der Alten-
burger Polizeibehörde war in einem Artikel „Ein Mann über
Bord“ der Vorwurf gemacht worden, ſich in der bekannten
Angelegenheit des Staatsminiſters a. D. v. Leipziger un
thätig zu verhalten bezw. dieſe zu verſchleppen. v. Leipziger
war beſchuldigt worden, mit Kindern unſittliche Handlungen
begangen zu haben. Wegen dieſer Beſchuldigung hat der
Genannte gegen Genoſſen Vogenitz Privatklage angeſtiengt,
die noch ſchwebt. Jn der Klageſache der Polizei gegen
Vogenitz wurde letzterer zu 50 M. Geldſtrafe verurteilt.

Aus Stadt und Land.
Wir bitten unſere werten Leſer, uns von allen wiſſenswerten Vorfällen lokaler
Natur bald möglichſt Mitteilung zu machen, damit wir in den Stand geſet: werden,dem Zeſertreis rechtzeitig davon Kenntnis zu geben. Wir erſuchen die Partei

genoſſen, ſich bei ſolchen eilungen kurz das thatſächlich Vorgefallene zu be
ſchränken und ſind gern erbötig, etwa entſtehende Koſten zu erſetzen.

Halle, 13 Juni.
Das Reichsgericht verwarf am Sonnabend die Reviſion

des Redakteurs dieſes Blattes gegen das denſelben wegen
Beleidigung des Rittergutspächters Bieler zu Merbitz zu
60 M. Geldſtrafe verurteilende Erkenntnis des halleſchen
Landgerichts. Den ausführlichen Bericht finden die Leſer an
anderer Stelle in dieſer Nummer.

Freigeſprochen von der Anklage wegen Untreue im Amte
wurde in heutiger Strafkammerſitzung der Bürgermeiſter
Franz Horn von Torgau. Derſelbe war von der Tor
gauer Strafkammer wegen erwähnten Vergehens zu 6 Wochen
Gefängnis verurteilt, wogegen er Reviſion beim Reichsgericht
eingelegt, welches die Sache zu nochmaliger Verhandlung an
das hieſige Landgericht verwies. Bericht folgt.

Jm Walhallatheater ſchließt am morgigen Mittwoch der
gegenwärtige reichhaltige Spielplan, der bekanntlich ſo über
aus intereſſante und wirkungsvolle „Nummern“ enthält.

Zur Straßenbeſprengung. Wir erhalten folgende
Zeilen mit der Bitte um Aufnahme: An die Fahrer der
Sprengwagen richten wir hierdurch das Erſuchen, ſofern es
ihre Jnſtruktion geſtattet, in den von dem ſchlichten Publikum
bewohnten Straßen und Gaſſen in gleich langſamem Tempo
zu ſprengen, wie in den Rentner-, Geheimrats und ſonſtigen
Prunkſtraßen, denn gerade in den engeren, von vielen, an
ſtrengender Thätigkeit obliegenden Menſchen in niedrigen und
engen Räumen bewohnten Straßen iſt es ſanitäres Erfor-

dernis, mehr für Erfriſchung und Reinigung der Luft zu
ſorgen als in den breit und luftig angelegten, durch Vor
und Hintergärten in geſundheitlicher Hinſicht rn und
von wenigen, meiſt der Ruhe pflegenden Menſchen in Beſitz
enommenen Stadtteilen. Sollte aber die Fahr bezw.
preng-Jnſtruktion dies nicht geſtatten, dann wollen wir

hiermit um Erlaß einer dem oben ausgeſprochenen Wunſche
entgegenkommenden Verfügung erſucht haben.

ehrmaſchinen ſind gut, zumal wenn man ſie richtig
gebrauchen thut, wenn man aber in zu ſchneller Gang-
art und ohne genügenden Druck mit ſolcher Bürſte über das
Pflaſter huſcht, und wenn man eine ungenügende Beſprengung
der zu kehrenden Straßen ſtattfinden läßt durch gleichfalls
zu ſchnelle Fahrt der Sprengwagen oder durch Auslaſſung
ganzer Pflaſterteile an Straßenkreuzungen und Plätzen, ſo
wie durch zu vorzeitiges Sprengen, welches das Eintrocknen
der geringen Anfeuchtung vor Beginn des Kehrens veranlaßt,
dann ſind dieſe Maſchinen nicht als Straßenreiniger, ſondern
als Straßenluftverunreiniger zu betrachten denn ſie wirbeln
den Straßenkehricht alsdann in ſolcher Weiſe auf, daß die
Thätigkeit von 20 Straßenkehrern die man ja auch oft
genug ohne genügendes Waſſer arbeiten ſehen kann in
dieſer Hinſicht beſchämt wird. So ſchön übrigens derartige
Maſchinen auf durchaus ebenem Pflaſter wirken, ſo unvor
teilhaft zeigen ſie ſich da, wo dasſelbe viele Einſenkungen
hat, denn dort kehren dieſelben den Schmutz und Staub zum
Teil noch in dieſe Löcher hinein.

StudentenUlk. Als Frau verkleidet durchwanderte geſtern
abend in höchſt auffälliger Weiſe eine Mannsperſon ver
ſchiedene Straßen der Stadt und ſtellte ſich dann freiwillig
einem Nachwächter zur Arretur. Wie es ſich herausſtellte,
hatte man es wieder mit einem ſog. „Studenten-Ulk“ zu
thun denn freudig erregt über ſeine eigene Narrheit erzählte
das Mannweib, daß der Spaß wohl 10 M. koſte, aber
auch dadurch 5 Flaſchen Sekt gewonnen ſeien. Beſſer
noch als eine Strafe von 10 M. wären für ſolche Früchtchen
zehn auf den Unnennbaren!

Geſtorben ſind in der letzten Woche in unſerer Stadt
42 Perſonen und zwar an: Lungenentzündung 1, Gehirnent
zündung 1, Herzleiden 1, Tuberkuloſe 5, kompliziertem Ober
ſchenkel- und Oberarmbruch 1, Diphtherie 4, Luftröhrenent
zündung 1, Meningitis tuberkuloſa 2, Darmkatarrh 5, Schar
lach 1, Bauchfellentzündung 1, Lungenlöhmung 2, Hirnſchlag-
fluß 1, Zahn- und Gehirnkrämpfe 1, Altersſchwäche 2, Er
ſtickung 1, Brechdurchfall 4, Lebensſchwäche 1, Lungenblutung 1,
Starrkrampf 1, Herzſchwäche 1, Magen-, Leberkrebs 1,
Krämpfe 1, Atrophie 1, Unbekannt 1. Hierunter befinden
ſich 6 in hieſigen Krankenhäuſern verſtorbene Ortsfremde.

re, Eisleben. Es iſt oft rührend, wenn man anhört,
wie das Leiborgan des Geheimrat Leuſchner ſich in Lobes-
erhebungen über die friedliebenden tugendſamen Mansfelder
Bergleute ergeht. Wenn man den Ausführungen dieſes
Blättchens Glauben ſchenken ſoll, ſo lebt man im Mans-
feldiſchen im ruhigſten ſtillſten Winkel, wo Anſtändigkeit und
Sittſamkeit eines jeden Menſchen flicht iſt. Wir verwundern
uns deshalb ſehr, daß man ſich von ſeiten der Behörde nicht
auch davon hat überzeugen können und ganz gegenteiliger
Meinung iſt. Als Beweis möge folgendes Schreiben, welches
Genoſſe Franke als Erwiderung auf ſeine Anzeige einer
anläßlich der Feier des 31. Mai abzuhaltenden Feſtrede erhielt,
dienen.

Eisleben, den 3. Juni 1892.
Jn Erledigung der Anzeige vom 3. d. Mts. eröffnen

wir Jhnen hierdurch, daß die Abhaltung der von dem
Redakteur Adolf Hoffmann anläßlich der Affaire vom
31. Mai v. J. am Sonntag den 5. Juni beabſichtigten
Feſtrede nicht geduldet werden kann, da zu befürchten ſteht,
daß hierdurch von neuem Unruhen unter der hieſigen
bergmänniſchen Bevölkerung entſtehen werden, die zu einem
erneuten Zuſammenſtoß der letzteren mit den hieſigen Sozial
demokraten führen könnten.

Jm Intereſſe der Aufrechterhaltung der öffentlichen
Ordnung verbieten wir daher den beabſichtigten Vortrag
des p. Hoffmann.

Die PolizeiVerwaltung.

An Welker.Herrn Adolf Franke.
Uns überläuft eine Gänſehaut, uns gruſelt, wenn wir an

die Gefahr denken, aus der uns die väterliche Fürſorge der
hieſigen Polizei gerettet hat, wie Schuppen fällt es von
unſeren Augen; wir, die den Worten des Bergbötchens immer
ſoviel Glauben geſchenkt und uns ganz der Meinung hin
gegeben hatten, daß an dem damaligen Exzeß nur die böſen
Sozialdemokraten ſchuld waren, ſehen es obrigkeitlich doku
mentiert, daß das Erſcheinen und Auftreten eines ſozial-
demokratiſchen Redaktenrs unter ſeinen Parteigenoſſen (denn
andere waren hieran nicht beteiligt) allein genügt, um
die ganze bergmänniſche Bevölkerung in Unruhe zu bringen
und Exzeſſe herbeiführen könnte. Die Polizei muß daher
den Vortrag verbieten. Jetzt ſehen es erſt ein, mit welch
einer gewaltthätigen Bevölkerung wir es hier zu thun haben.

Die Sozialdemokraten haben auch ſonſt allen Grund, den
öffentlichen Sicherheitsbehörden ihren tiefgefühlieſten Dank für
den am 1. Pfingſtfeiertage anläßlich der Feſtfeier des 31. zu teil
gewordenen Schutz auszuſprechen. Der Arbeiterbildungs
verein, welcher früh morgens einen Ausflug nach Bornſtedt
unternahm, wurde ſchon am Rammberg von 5 Polizeibeamten
empfangen. An der Grenze der Eisleber Flur übernahmen
zwei berittene Gendarmen das Sicherheitsgeleit und bewieſen
eine Fürſorge, welche alle Anerkennung verdient. Als der Vor
ſtand zum Sammeln blaſen ließ, damit der Verein zuſammen
hängender marſchiere, ſprengten dieſelben ſchnell herbei in
der Meinung, daß man es wage Marſchmuſik zu blaſen und
verbot dieſelbe. Auf die Ausführung des Vorſitzenden,
daß man gar keine Muſik beabſichtigt habe, gingen ſie zurück.
An dem Nekendörfer Weg geſellten ſich noch etliche Fuß-
gendarmen hinzu, welche dem Verein nachfolgten, ſo daß
derſelbe, vorn und hinten von bewaffneter Macht geſchützt,
glücklich bis an die Türkeiſchenke kommen konnte. Hinter

Wolferode wurde die Erlaubnis zum Spielen endlich erteilt
mit dem Bemerken, daß man dasſelbe ſchon früher gethan
wenn nicht von einigen Genoſſen unangenehme Aeußer

ſeien. Es iſt aber auch recht unartig, daß die
ozialdemokraten aufreizende Redensarten nicht unterlaſſen

können, gedenkt doch der Worte. „Stumm wie n Fiſch, das
iſt des Bürgers Pflicht. An der Türkeiſchenke geſellten ſich
noch vier Gendarmen hinzu, was in anbetracht deſſen, daß
Wolſerode die Hochburg der leicht erregbaren reichstreuen
bergmänniſchen Bevölkerung iſt, nur dankenswert anerkannt
werden kann. An der Grenze des Mansfelder und Sanger
häuſer Kreiſes empfingen zwei beritiene Sendarmen des letz
teren Bezirkes den Zug und übernahmen von da an die
Sicherheit. Am Schloßberg angekommen, wurde der Zutritt
zu demſelben verweigert, jedenfalls aus dem Grunde, daß
nicht etwa die alten ritterlichen Ahnen durch die Anweſenheit
der Sozialdemokraten aus ihrer heiligen Ruhe geweckt würden
und deshalb wieder eine Störung der öffentlichen Ordnung
zu befürchten war. Auch der Herr Amtsvorſteher gab die
Erlaubnis dazu nicht. Trotzdem drangen die dreiſten Sozial
demokraten hierauf und hatten die Herren Gendarmen die
Güte, einen einſtündigen Aufenthalt zu gewähren. Beim Ab-
marſch nahmen die zwei mitgefahrenen Wagen ihren Weg
allein durch das Dorf. Die Gendarmen, welche ſich der
weilen im Gaſthof aufhielten, frugen ſofort nach den übrigen
Teilnehmern, welche den näheren Weg durch das Holz ein
geſchlagen hatten. Auf die Antwort, dieſelben ſeien jedenfalls
noch oben, ſprengten ſie ſchnell hinauf und ſollen auch ver
ſchiedene Leute heruntergetrieben haben, die aber reichstreue
Bergleute geweſen ſein ſollen. Unter ſicherem Geleit traf
man geſund und wohlerhalten wieder im Gaſthof zum Kron
prinz ein, wo man abends mit dankerfülltem Herzen ſich im
Bewußtſein überſtandener Gefahren den Freuden der Geſellig
keit hingab, welche durch die Geſangsvorträge des Geſang
Vereins „Vorwärts“Halle derart erhöht wurden, daß ihm
die volle Anerkennung zu teil werden muß.

Kus dem Gerichtsſaak.
Haüe. Der Redakteur des „Volksblatt“, Rich. JIlge, wurde, wie

bereits u vorige Woche vom Landgericht zu Nordhauſen
zu 100 M. Geldſtrafe verurteilt wegen Beleidigung des Domänen
pächters Ziemann in Molsdorf bei Gotha. Die Sache ſtand am
4. Januar d. J. ſchon einmal vor dem Landgericht Halle zur Ver
handlung, wo jedoch auf Freiſprechung erkannt wurde. Auf einge
legte Reviſion des Staatsanwalts hob das Reichsgericht dieſes letztere
Urteil auf und verwies die Sache zur erneuten Verhandlung nach
Nordhauſen, wo wie oben berichtet erkannt wurde. Der der Ver
handlung zu grunde liegende Vorgang war folgender: Jn Nr. 92
des „Volksblatt“ vom vorigen Jahre war unter politiſcher Rundſchau
ein Artikel „Humanität der Agrarier“ enthalten, in welchem geſagt
wurde, daß der Domänenpächter zu Molsdorf einen Arbeiter thätlich
mißhandelt habe, denſelben mit ſeiner Familie mitten im Winter
aufs Straßenpflaſter geworfen habe und wegen der Mißhandlung
von dem Schöffengericht zu Gotha zu 30 M. Geldſtrafe verurteilt
worden ſei. Die Verhandlung vor dem halleſchen Landgericht
ergab aber, daß ſich der erzählte Vorgang allerdings in ähnlicher
Weiſe vor zwölf Jahren abgeſpielt, jedoch nicht den gegenwärtigen
Pächter betreffe, ſondern deſſen Vorgänger. Der gegenwärtige Pächter
hatte aber Strafantrag geſtellt. Das Gericht hatte angenommen,
daß ſich der Artikel nicht auf den gegenwärtigen, ſondern auf den
früheren Pächter beziehe und in Beziehung auf letzteren Thatſachen
vehauptet worden ſeien. Es ſei deshalb der gegenwärtige Pächter, da
eine Name nicht genannt, nicht beleidigt und hätte deshalb auf
Freiſprechung erkannt werden müſſen. Das Reichsgericht aber hob dieſes
Urteil auf, denn da ein Name nicht genannt worden ſei, ſo müſſe der
Leſer den geſchilderten Vorgang auf den gegenwärtigen Pächter beziehen.
Dieſer habe ſich alſo mit Recht beleidigt gefühlt. Es ſei deshalb zu
prüfen, ob der Angeklagte das Bewußtſein gehabt habe, daß nicht der
gegens ärtige, ſondern der frühere Pächter gemeint geweſen ſei. Nach
dieſer Seite hin ſtellte das Nordhäuſer Gericht feſt, daß der Artikel
aus der „Münchener Poſt“ entnommen worden war, der Angeklagte
alſo garnicht wiſſen konnte, wer gemeint worden war, ob der gegen
wärtige Pächter oder deſſen Vorgänger. Die Beleidigung des gegen
wärtigen Pächters ſei deshalb erwieſen, weshalb auf eine Geldſtrafe
von 100 M. zu erkennen geweſen wäre.

Halle, 11. Juni. Jn heutiger Schöffengerichtsſitzung hatte ſich unter
anderen der Gutsbeſitzer Franz Rümpler aus Gröbers, 59 Jahre alt,
wegen Betrugs zu verantworten. Die Strafthat des Angeklagten be
ſtand darin, daß er durch Vorſpiegelung falſcher und Unterdrückun
wahrer Thatſachen ſich einen rechtswidrigen Vermögensvorteil verſcha
hatte, indem er im Januar d. J. bei Zählung ſeines Viehſtandes
(Rindvieh), die alljährlich auf Grund des Geſetzes zur Abwehr der
Viehſeuchen vom 25. Juni 1875 vorgenommen wird, 2 Stück Rind
vieh verſchwiegen. Der Angeklagte zeigte nämlich bei der Kontrolle
ſeines Viehſtandes dem Ortsvorſteher nur 5 Stück und dem Gen-
darmen, der die ſpätere Nachzählung vorzunehmen hatte, auch bloß
5 Stück Rindvieh. Nachträglich war es aber in Erfahrung gebracht
worden, daß er in einem beſonderen Stalle noch eine Kuh und ein
Bullenkalb hatte. Die Kuh war nach der Zählung zugekauft worden,
was er zur Anzeige bringen mußte, aber unterlaſſen hatte. Nach dem
Viehbeſtand der Viehhalter richtet ſich der Beitrag zu den Koſten zur
Abwehr der Viehſeuchen. Rümpler hatte demgemäß in einer höheren
Beitragsklaſſe zu ſteuern, da er mehr Stück Vieh, als er angegeben,
im Beſitz hatte, wodurch ihm ein Vorteil von etwa 60 Pf. pro Stück
erwachſen konnte. Der Angeklagte vermochte keinen triftigen Grund
für die Verſchweigung der fraglichen 2 Stück Rindvieh anzugeben,
weshalb der Stagatsanwalt den Betrug für erwieſen erachtete und
100 M. Geldſtrafe oder 10 Tage Gefängnis beantragte. Als mildernd
käme dem Angeklagten ſeine bisherige Unbeſtraftheit zu gute, als er
ſchwerend käme aber in Betracht, daß ſolche Verſchweigungen, wenn
bei dem verſchwiegenen Vieh ein krankes, ſchlimme Folgen haben kann.
Das Gericht erkannte auf 30 M. Geldſtrafe event. 6 Tage Sefängnis,
da durch die Verſchweigung die übrigen beitragspflichtigen Viehhalter
geſchädigt ſind. Ein eigentümlicher Diebſtahl wurde der bereits
wegen erwähnten Vergehens vorbeſtraften verehelichten Klara Schräber
von hier, 33 Jahre alt, zur Laſt gelegt, indem ſie im vorigen Winter
den bei ihr im Hauſe wohnenden Reſtaurateur Starke circa 9 Hühner
entwendet haben ſollte. Der Diebſtahl ſollte nämlich von der Ange
klagten durch Streuen von Brotkrumen bezw. Brotſtücken in das Fenſter
brttt der Angeklagten ins Werk geſetzt ſein, wodurch die Hühner her
angelockt und weggefangen ſein ſollten. Als Belaſtungsmoment wurde
von zwei Zeugen ein am 8. März d. J. ſtattgehabter Vorfall bekundet,
daß im Kammerfenſter der Angeklagten ein Huhn im inneren und eins
im äußeren Fenſterbrett beim Brotpicken angetroffen worden. Die
Angeklagte erklärt ſich für nichtſchuldig und giebt an, Brotkrumen und
Brotſtücke für die Sperlinge und zum Vergnügen ihrer Kinder ins
Fenſter geſtreut zu haben. Die Staatsanwaltſchaft beantragt 1 Monat
Gefängnis (Zuſatzſtrafe) da erwieſen ſei, daß die Angeklagte die Brot
ſtücke nur hingelegt habe, um die Hühner heranzulocken und zu fangen.

Der Gerichtshof erkannte auf 14 Tage.

Entſcheidungen des Reichsgerichts.
(Nachdruck verboten.)

Leipzig, 11. Juni. Vom Landgericht Halle a. S. iſt am 15. März
d. J. der Redakteur des „Volksblatt“ für Halle, Richard Jllge,
wegen Beleidigung zu 60 M. Geldſtrafe verurteilt worden. Dem
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leidigten, Gutsbeſitzer und Amtsvorſteher B. wurde die Publikations
befugnis ſprochen. Jn der am 31. Juli v. J. erſchienenen Nummer
des „Volksblatt“ war ein Artikel enthalten, der die Ueberſchrift führte
Ein Beitrag zum Kapitel des Kontraktbruchs. Es war darin geſagt,die ländlichen Arbeiter ſeien durch Ketten an ihre Arbeitgeber geſeſſekt

und zu löſen ſei das Verhältnis nur durch Kontraktbruch. Thäten
dies aber die Arbeiter, ſo hätten ſie davon die mania n Nach
teile. Hierfür könne ein Beiſpiel gereben werden. Und nun wurde
erzählt, wie es einem verheirateten Arbeiter bei dem Gutsbeſitzer B.,
der zugleich Amtsvorſteher iſt, ergangen ſei. Herr B. ſoll nämlich,
als der Arbeiter den Dienß verlaſſen hatte, ein Strafmandat von

Betrugs in wzähligen Fällen angeklagt ſind, nimmt einen
immer größeren Umfang an. Der Abſchluß des Verfahrens
iſt noch garnicht abzuſehen, da eine große Anzahl auswärts
wohnender vernommen werden muß. Nachdem die
Verhaftung der Angeſchuldigten bekannt geworden iſt, melden
ſich täglich noch Perſonen, welche durch dieſelben geſchädigt
ſein wollen. Die Angeklagten haben dem Rechtsanwalt
Dr. Fritz Friedmarn ihre Verteidigung übertragen.

Sandersleben. Einen intereſſanten Einblick in das Treiben

aber ſolche Berichte deshalb mehr Zeit, weil ſie genau auf das

er v n mü Jm Berichtenamentlich die Affaire mit der „roten Fahne“ ſtreichen müſſen, da uns
dieſelbe von einem Teilnehmer als nicht ſo zweifelsohne berichtet
worden iſt. Jm übrigen aber iſt es beſſer vorgeſehen wie nachgeſ
denn im letzten Falle koſtets immer ſehr viel Geld, woran es mancher
wärts ſehr t. Kurz! Uns ſind alle Berichte ſehr an m,
nur müſſen dieſelben kurz ſein und ſich auf das Thatſächliche be
ſchränken. Das Uebrige überlaſſe man der Redaktion, die die Verant
wortung zu tragen hat und auch die Blamage.

Verſchiedene Frageſteller bitten wir um etwas Geduld.
15 M. gegen ihn erlaſſen und dann dasſelbe auf 5 M. ermäßigt haben. rAuf r ſoll das e eedgt Löbejün a Vckener der Herren Domanenpächter und Großgrundbeſiger 83 Quitt
dann freigeſprochen haben Der Artikel enthielt dann zum Schluß den e kleinen Landwirten bietet folgende r nz des ar Parteigwede von den Streit 10 Mark
Satz: Es erhellt hieraus recht deutlich, daß das Geben von Wohnungen „Köthener Tageblatts“: Jn Freckleben wollte man am Diens- e vie Nleberſer greiſedden Lueigties u a

er Vertrauensmann.
an die Arbeiter ein Mittel iſt, ſie zu feſſeln; der Gutsherr iſt ge
wöhnlich gleichzeitig Vorgeſetzter und Richter in eigener Perſon. Die
Beleidigung wurde nicht in einzelnen Stellen des Artikels erblickt, ſon
dern in dem ganzen Zuſammenhange desſelben. Als erwieſen ſtellte
das Gericht feſt, daß nicht Herr B., ſondern deſſen Stellvertreter das
Strafmandat erlaſſen habe, weil eben Herr B. ſonſt in eigener Sache

eurteilt hätte, ſerner, daß kein zweites Strafmandat ergangen ſei.
er Angeklagte hatte angegeben, er habe zwar den Artikel nicht ſelbſt

er übernehme aber die Verantwortung dafür. Die
eviſion des Angeklagten kam heute vor dem dritten Strafſenate des

Reichsgerichts zur Verhandlung. Es wurde darauf hingewieſen, daß
das Gericht ſelbſt geſagt habe, die einzelnen Sätze enthielten keine Be
leidigung; unzuläſſig ſei es aber, aus der bloßen Tendenz eines Ar
tikels die Abſicht der Beleidigung zu folgern. Sodann wurde noch
gerügt, daß das Urteil die Strafe aus g8 185 und 186 feſtſetze, ob
wohl im Eröffnungsbeſchluſſe nur der S 186 angezogen ſei. Der
Vertreter der Reichsanwaltſchaft erklärte die Feſtſtellung der Be
leidigung, wie ſie hier ſtattgefunden, nicht für rechtsirrtümlich. Auch
darin ſei kein Verſtoß gegen die Straſprozeßordnung zu finden, daß
der Angeklagte nicht auf den veränderten Gefſichtspunkt des S 185 hin
gewieſen ſei, denn von einem ſolchen könne keine Rede ſein, da der

tag den Krirchenacker (ca. 140 Morgen) aufs neue wieder
verpachten und war dazu vom Gemeinde reſp. Kirchenvor
ſtande Termin angeſetzt. Bisher war der betreffende Acker
in kleinen Parzellen an dortige kleine Leute verpachtet, und
ſo fanden ſich auch diesmal letztere wieder ein, um den Acker
pachtweiſe zu erhalter. Es kam aber anders! Der Herr
Domänenpächter Pitzſchke von Sandersleben hatte ſeinen
Verwalter und noch ei ige ſeiner Leute zum Termin entſandt,
um unter allen Umſtänden obige 140 Morgen Acker an ſich
zu bringen, das heißt die kleinen Leute zu überbieten, und
ſo wurde der Morgen bis auf 70 und mehr Mark Pacht
getrieben. Nachdem nun die einheimiſchen Bieter merkten,
daß dies Abſicht und ihnen der Acker dadurch verloren gehen
werde, kam es zu tumultuariſchen Szenen es entſtand ein
ſolcher Skandal, daß der Kirchenvorſtand den Termin auf-
heben mußte und dem Konſiſtorium die Mitteilung zugehen
ließ, wegen zu großen Skandals konnte die Verpachtung des

erhalten.

An die Vereinsvorſtände!
Da die gewerkſchaftlichen und ſonſtigen Vereine vielfach

ihre Verſammlungslokale gewechſelt, auch andere Veränderungen
ſtattgefunden haben, ſo erſuchen wir die Vorſtände aller Ver
eine, welche im Vereinskalender aufgenommen werden ſollen,
uns ſofort die Veränderungen mitzuteilen

Redaktion des „Volksblatt“.

Wetter- Ausſichten auf Grund der Berichte der
Deutſchen Seewarte.

(Nachdruck verboten.)
15. Juni: Wolkig, windig, Temperatur wenig verändert,

Strichregen. Lebhaſte Winde an den Küſten.

Standes amtliche Nachrichten186 nur einen beſonderen Fall des g 185 darſtelle. Das Reichs Kirchenackers heute nicht ſtattfinden. Von den Leuten hörte
ſerigeenſgigte dieſe Ausführungen und erkannte deshalb auf Verwerfung man ſagen wenn wir unſern Kirchenacker richt wieder Halle, 11. Juni. t

re n pro g in die e Weh ine 45 C Frerz e en errbeiterßbewegung. egan (Sachſen). (Der Gefreite als reibe un wetſchkeſtraße 31). Der Buchhalter Max Jahr und MarieWegen der e wen R Wachen den Stein Pult Wozu das Militär zuweilen benutzt wird, zeigt her Cerunn Deiner 79 h Leſtt Schinerſtreße
metzgehilfen und den Unternehmern in Dresden und olgender Vorfall. Am Freitag abend veranlaßte auf dem und Wuchererſtraße 11d). Der Bäcer Franz Hoppe und Marie
Pirna ein Streit ausgebrochen Die Gehilfen mögen die Schlofplatze der Leutnant Jahn den Gefreiten Haſcher, eine Bindernagel (Troiha und Lochau). z
ihnen von den Prinzipal en aufoktroyierte Arbeitsordnung nach vorn gebeugte Haltung einzunehmen. ierauf zog der m x r n
nicht anerkennen und verweigern darum ihre Unterſchrift. Leutnant Schreibmaterial hervor, legte ſich auf dem lebendigen Die und Auguſte Vocke (Liedenauerſtraße 15 und Deſſauerſtraße 2). h
Eine am 4. Juni abgehaltene öffentliche Steinmetzenverſammlung Schreibpult zurecht und fing gemütlich an zu ſchreiben, als Der Keüner Suſtar Sleitzmann und Klara Vaer (Eisleben und Streiber di
beſchäftigte ſich mit der Angelegenheit und es ſtimmten von befände er ſich daheim an ſeinem Schreibtiſche. Reichlich ſtraße 15). Der Berg Aſſeſſor Wilmar Laute und Katharing Sruhl di
etwa 400 Anweſenden nur 61 für unbedingte Annahme fünf Minuten mußte der Gefreite in ſeiner Stellung ver- Eſſen g7 der v h n 7 n dimee harren. Als ſich ein zahlreiches Publikum ob dieſer ſonder- Franz Krämer und Klara Kaufmann (Feldſtraße 10 und Vernburger K

der Arbeitsordnung. Die Unternehmer haben ſich gegen eine b ſtraße 46). neKonventionalſtrafe von 200 M. verpflichtet, vom 7. Juni an paren Verwendung des Karabiniers anzuſammeln begann, Geboren: Dem Fabrikarbeiter Hermann Henze ein S., Karl Friedr. P
keinen Steinmetzen mehr zu beſchäftigen, der nicht unterſchrieben hob der Herr Leutnant die improviſierte Schreibſtube auf. (Ludwigſtraße 11). Dem Bahnarbeiter Hermann Amthor eine T. S
hat. Die Gehilfen erſuchen daher, den Zuzug nach Dresden Abgeſeben davon, daß eine Ausbildung der Truppen nach e Sie Be the Weſen (Kuewigneße Venn hie eng t
und Pirna fernzuhalten. dieſer Richtung hin höchſtwahrſcheinlich nicht vorgeſchrieben don t e
deutſchen Drechsler u. ſ. w. hielt in Hannover eine noch dazu öffentliche Verwendung des Soldaten deſſen Mannes- 7 Wilhelm 42 ein S W d u 9

i ein S., Max Otto aſſe 1).außerordentliche Generalverſammlung ab und beſchloß ſtolz und Selbſtbewußtſein keineswegs gehoden werden. Tügue Franz venrſe ein S. Abert Gute (Seergirete h. Dem 55
mit 13 gegen 11 Stimmen das Fortbeſtehen der Kaſſe re Lubwig Ritter eine T. Martha Helene (Diemitz). Dem jed

uhmacher Joſeph Wlk ein S, Joſeph Hermann Otto Geiſtſtraße 68). Zuals freie Hilfskaſſe.

Rah und Fern
Berlin. (Proletariers Ende) Der Polizeibericht

meldete dieſer Tage „Offenbar infolge von Nahrungsſorgen
hat der 36 Jahre alte Galvaniſeur F. aus Berlin ſeinem
Leben durch Ertränken ein Ende gemacht. Seine Leiche
wurde in der Unterſpree gefunden und nach Spandau gebracht.
Bei dem Toten fand man einen Pfandſchein auf eine am
9. Mai verſetzte Uhr und 10 Pfg. Geld. Aus Bri ſſchaften
geht hervor, das der Unglückliche verheiratet war und ſich
vielfach vergebens um Arbeit bemüht hatte.“

Berlin. Die Vorunterſuchung gegen den Freiherrn Max
v. Köller und das Fräulein Adele von Quitzow, welche des

Briefkaſten der Redaktion.
(Sprechſtunde abends von 6—-7 Uhr. Frageſteller haben ſich ale

Abonnenten des „Volksblatt“ auszuweiſen. Anonyme Anfragen werder
nicht berückſichtigt.)

O. Sp-, Giebichenſtein. Jhre Frage iſt ganz unverſtändlich. Sie
wollen wiſſen ſo viel wir herausfinden ob Handarbeiter oder
Tagelöhner zur Gewerbeordnung gehört Und welcher Paragraph ſich
darauf bezieht Jeder Arbeiter und jede Urbeiterin, die gegen Lohn
bei einem Arbeitgeber beſchäftigt ſind, ſind Arbeiter im Sinne der
Gewerbeordnung. Jn derſelben ſind die Verhältniſſe der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer geregelt. Wollen Sie etwas Näheres wiſſen, dann
kommen Sie doch einmal abends von 6--7 auf die Redaktion.

Berichterſtatter, Eisleben. Wenn Sie wollen, daß Jhre Berichte
ſofort aufgenommen werden ſollen, dann müſſen Sie ſich vor allen
Dingen kurz faſſen. Es iſt nicht nötig, daß in jedem Berichte immer
dasſelbe wiederholt wird. Sie müſſen berü 1ſichtigen, daß wir auch
außerhalb Eislebens einige Abonnenten haben. Weiterhin fordern

Zwei unehel. T. und vier unehel. S.
Des Privatmann Karl Winter Ehefrau Friederike geb.

Preller, 70 J (Auguſtaſtraße 4). Drs Telegraphenboten Franz an
T., 2 T. (Dachritzgaſſe 2/3). Der Taubſtummenlehrer a. D. Chriſtian
Suſtav Wirth, 61 J. Forſterſtraße 5). Ein unehel. S.

Trotha, vom 4. bis 10 Juni.
Aufgeboten: Der Bäcker Franz Hoppe und Marie Bindernagel

(Trotha und Lochau). Der Fabrikarbeiter Otto Laue und Anna Denke
witz Giebichenſtein und Trotha).

heſchließung Der Arbeiter Friedrich Brecht und Wilhelmin
Kahle (Mücheln und Trotha).

Geboren Dem Zimmermann Franz Riede eine T., Anna. Dem
Bergarbeiter Auguſt Rohne eine T., Jda.

Geſtorben: Des Arbeiter Chriſtian Bobka S. Ernſt, 1 J. 6 M.

ſind zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung, Halle g. S., Bölbergaſe.

Sämmtliche Parteischriſten
Butter billiger! WHochfeine Tafelbutter à Pfd. 1.06 Mk., friſche Tiſchbutter à Pfd 1 Mk. nübertro en zur Wäſche, ſowie alle anderen

Eier
à Mandel 50 Pf., große Ware à Mandel 63 Pf. empfiehlt

Terpentinſchmierſeife,

Waſſchſeifen
billigſt bei

Walhalla -Thaator,
Direktion Riohard Hubert.

Ganeomdüie lters, Waſſer mer u Große Poſſe mit Geſang in 3 Akten von

GymnaſtikerDuo. Miß Théo u. Mr.

Viktoria-Theagter.
Montag den 13. Juni

Neu! Zum 3. Male Neu!
Fräulein Feldwebel.

Brothers Charles, E. Jocobſon. Muſik von Steffens.Johannes Schwarz, Griſtſtr. 66, Hutter und Eiergeſchäft.

Drste Hallesche Brotfabrih
F. G. Nebelung, Laurentiusſtraße

Felix Siolf, Tom Aldow, muſikaliſch elektriſche Fan
Siebichenſtein, große Brunnenſtr. 2. taſten. Liitle Peppi, Miniatur-Mala

bariſt. Mr. Henry Hanngay, Charak
teriſtiker und Jmitator. Frl. Emmh
Bender, KoſtümSoubrette. Herr Lud

Morgen Dienstag den 14. Juni

Doktor Klaus.
Formulare

für denempfiehlt ihr vorzügliches Häusbecken-Vrot I. und II. Sorte dasſelbe i wig Türt, Geſangs Humoriſtjetzt größer als bisher v Ende Uhr. Anstritt uns der KircheAußerdem offeriert noch ganz beſonders das kräftige und wohlſchmeckende Landeier! Landeier! crhält man graeis in der
1,50, 1,70, 1,90, 2,00, 2,30,

2,50, 2,90 bis zu den fein
ſten ſchneeweißen Halb

daunen, pr. Pfd. 3,00 u.
3,30 A.

GranurDannen
von wunderbarer

kleinere, garantiert friſch à Mandel 50
exira große, für jedes Stück garantiert,
Wiederverkäufer 2.40 p. Schock offeriert

Volksbuchhandlung,

di Halle a. S., Völbergaſſe.nur die Tiſchgäſte werd en projSpezial-Eierheandlg. Hallgaſſe 5. woge err Werte Nee
mit Freundl. Wohnunng, St., K. K. u.Laden Wohnung Zubeh. zu verm. Thorſtr. 24, Bäckerl.

in der Sehmiedsetraesse per 1. Jmi Eine möbl. Schlafſtelle zu vermieten.
d. J. billig zu vermieten. Auskunft bei Frieſenſtr. 14, II, Vorderh.
Inspektor Mauss, Sohmiedstr. 2 2 anſt. Schlaffſt. Forſterſtr. 24b, vornh. III r.

Jm Verlage der Volksbuchhandlung erſchien ſoeben

E Soziale Weckrufe. J
Von Fritz Kunert.

6 Bogen 80 Elegant broſchiert. Preis 40 Pf.

Chüringer Candbrot 4“, Pfd. für 50 Pf.
Zu obigen Vreifen verkanfen auch meine bekannten 30 Verkaufsſtellen

auf Abzahlung!
von den einfachſten bis zu den
feinſten und eleganteſten Sachen
empfehle bei geringer An-
zahlung und wöchentlich
oder monatlichen Raten-

zahlungen.

d Waren- u. Möbel-Kredit-Ne h Gesohätt,uge aller, alte Prom. c et gr. Steinſtr.

18 25.A I Bettn Matrophas2 i W m e h h ee Hothfeines Boggenbrot
7 Stück 3 liefert die Bäckerei von

Füllkraft, genügen
3 Pfd. in ein gr.
Deckbett p. Pfd

reichl. gef.,
mit nur feder
dichtenJnletts,

Oberbett, Unter

24, 26, 27 und 30
bis zu den feinſten J
Herrſchaftsbetten mit

Daunen gefüllt pr. Geb.
35-50 A6Steppdecken,

Schlafdecken, fertig genähte
Inletts, Bezüge, Betttücher,

S rohſäcke in großer Auswahl
zu ſehr billigen Preiſen

empfiehlt

Eduard Graf aus Prag
in Böhmen.

Halle, Markt 13, Marienhaus.
Bei Einkauf im Betrage von 50

2 Proz. Raba

Der Reichstagsabgeordnete für Halle und den Saalkreis, Genoſſe Fri
Kunert, hat in unſerem Verlage eine zeitgemäße Gedichtſammlung, welche ſich dur
Behandlung aller ſozialen Bewegungen der alten bis auf die neueſte Zeit aus
reichnet, unter dem Titel:

„Soziale Weckrufe
erſcheinen laſſen. Der Preis beträgt für das 6 Bogen ſtarke Schriftchen nur 40 Pf.
und wird es vielen Arbeitern durch den niedrigen Preis ermöglicht werden, ſich ein
Exemplar zuzulegen.

„Volksbuchhandlung“, Halle a. S., Bölbergaſſe.Neunſtadt 7 M. Bethge, alter Markt 5 z
verantwortlich (mit Ausnahme des Jnſeratenteils ſowie der Publikationen der Voykottkommiſſion) Rich. Jllae, Halle. Verlag und für die Inſerate ſowie die Publikationen der Boykottkommiſſion,

wortlich Aug. Groß Halle. Druck der Halleſchen SenoſſenſchaftsBuchdrukerei (E. G. m. b. H.), Halle.
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